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Aktuelle Praxis im Haftpflichtrecht

Christian Haag

Rechtsanwall, Fachanwalt SAV

Haftpflicht- und

Versicherungsrecht, Luzern

Ein Überblick über

die wichtigsten
Entwicklungen im
Haftpflichtrecht seit
August 2019.

1. Haftung

I  1.1 SVG
I 1.1.1 Rotlicht überfahren;
I Teilhaftung des Velofahrers
In den beiden Bundesgerichts-

' entscheiden 6B_1280/2019 und
6B_i289/20]9 ging es um ein

j Strafverfahren gegen einen Velo-
fahrcr. Er missaciitcte ein Rot-

■  licht und fuhr ohne zu bremsen

auf eine Kreuzung. Dabei kolll-
I diene er mit einem Fussgünger,
der starb. Der Fussgänger hatte
den Zebrastreifen ebenfalls bei

' Rot betreten und dabei auf den

Boden geblickt.
Die Hinterbliebenen machten

im Strafc'crfahren adhäsionsweise

' Schadenersatz und Genugtuung
geltend. Der Velofahrer wurde

I wegen fahrlässiger schwerer
Körperverletzung verurteilt, die
Zivilansprüche wurden bei einer
Haftungsquote von 75 Prozent
geschützt: Der Velofahrer habe die
sich aus den Strasscnverkchrsre-

geln ergebenden Sorgfältspfhch-
tcn ernsthaft verletzt. Er habe das

Rotlicht der Ampel und die Mar
kierung ignoriert und sei mit un
angemessener Geschwindigkeit

' auf die Kreuzung gefaliren. Das
Verhalten des Fussgängers unter
breche die Kausalität zwischen

dem Fehlvcrhalcen des Vclofah-

rers und dem Unfall nicht.

Wäre der Vclofährcr langsamer
geiährcn und hätteerdas Rotlicht
beachtet, so hätte er die Kollision

vermeiden können. Zwar habe

zum Unfall beigetragen, dass der
Fussg.inger den Zebrastreifen bei
Rot betreten und dabei auf den

Boden geschaut habe. Dieses
Selbsiverschulden wiege aber nicht
so schwer, dass es unmittelbarste

Unfällursache sei. Es rechtfertige

aber eine Reduktion der zivilrecht-

I  lieben Haftung um 25 Prozent
(E. <1-5).

1.1.2 Anklage trotz Fehl

verhalten des Velofahrers

Im itrafurteil 6B_782/2()19ging
es um eine Kollision zwischen

einem Velo- und einem Autofah

rer. DerVclofährer hane innerorts

in Basel in einer Tempo-.30-Zone
in einem engräumigcn Wohn-

I quartier auf einer Kreuzung den
Rechtsvortritt eines Autofahrers

; verletzt, der mit 25 bis 30 km/h

aufdie Kreuzung fuhr. Dabei ver
starb der VelolährcT.

Die Staatsanwaltschaft stellte

das SiraRerfahren wegen fahrläs
siger Tötung ein. Dagegen rckur-
ticrten die Hinterbliebenen bis vor

Bundesgericlic. Dieses hob die
Einstellung auf und verlangte die
Weiterführung der Strafuncer- '
suchung.

Trotz seines Vortriccsrech ts hät

te der Autofahrer sich vor der Ein

fahrt In die Verzweigung verge- '
wissern müssen, dass keine

Anzeichen für ein Fehlvcrhalcen |
anderer vorliegen würde. Ange
sichts der engräumigen Verhält
nisse des Wohnquartiers, die nur
einen eingeschränkten Blick auf
den Querverkehr erlaubt hätten,

liege die Missachtung des Rechts-
voitiiits durch den Veiofahrer '

nicht derart ausserhaib des nor-

inalcn Geschehens und stelle kei

nen ganz aussergewöhniichen

Umstand dar, mit dem schlech

terdings nicht habe gerechnet wer
den müssen. Das Miiverschulden

des Velofahrers unierbreche den

Kausalzusammenhang zwischen
dem Verhalten des Automobilis

ten und seinem Tod nicht. Ge-

mäss einem Gucacluen sei die

Sichtbarkeit des Automobilisten
beliindci t gewesen, weshalb ein
Hineintasten in die Kreuzung mit
reduzierter Geschwindigkeit plau
sibel gewesen wäre (E. 2.).

1.1.3 Mit alkoholisierten

Fussgängern Ist zu rechnen
Im Uneil 6B_71/2020 schützte

das Bundesgericlu die Verurtei
lung eines Autofährers wegen fahr
lässigerTötung eines Fussgängers:

I Der Fussgänger befend sich in der
Silvesternacht um 3.45 Uhr mor
gens mit dunkler Kleidung mit
1,99 Promille im Blut .auf einer

: unbeicuchicteii Stra.sse (Terapo-
limlte 60 km/h) aufder Fahrbahn

des Autofahrers,

Das Fehlverhaltcn des Fuss-

gangers unterbreche die Adäquanz
zwischen dem Unfall und dem

Fehlverhaltcn des .Autofahrers

nicht, der trotz einer Sichtbarkeit

des Fussgängers während mehre
rer Sekunden nicht reagiert hatte
und damit zu wenig aufmerksam
war (E. 2.3.1). Zwar sei es unge
wöhnlich, dass ein Fussgängersich
mitten in der Nacht aufder Kan-

lonsstrasse befinde, aber jedenfäils
in einer Siivestern.achr nicht der

art aussergewöhnlich, d.ass ein
Autofahrer damit nicht habe rech

nen müssen und es die Adäquanz
unterbreche. Diese Situation sei

nicht zu vergleichen mit den fäl
len, in welchen ein Hussgänger sich
plötzlich aufdie Strasse wirft oder
sich gar auf die Fahrbahn lege
(E. 2.3.3).

Bemerkung: Der Ausgangeines
Strafverfahrens ist trotz Art. 53
OR matchcnischeidend für die

Hafcungsdiskiission I.S.v. Art. 59
SVG. Die genannten beiden Ur
teile zeigen, d.iss die Anforderun
gen an Autofahrer sehr streng sind.
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1.2 Entlastungsbeweis bei

Tierhalterhaftung

ImErnscheid 4A_372/20I9 klag
te ein Motorradfahrer gegen den
Halter eines Pferdes; Zwei Pferde

waren morgens um drei Uhr aus-
gebiixt. Eines davon kollidierte
zwei Stunden später mit dem Mo
torradfahrer. Den Motorradfah

rer traf kein Verschulden, er ver-

letice sich und erhob Teilklage auf
Haushaltschaden, Die kantona

len Berner Gerichte wiesen die

Klage und Berufung ab, ebenso
das Biindesgericht; Zwar sei der
Zaun mit einer Höhe von 140 cm

zu niedrig gewesen. Doch habe der
Tlerh.alter bewiesen, dasssich der

Unfall auch bei einem genügend
hohen Zaun ereignet hätte: Das
Pferd sei in Panik geraten, weil
Külte eingedrungen seien. In die
ser Situation hätte d.is Pferd laut

Gutachten auch einen höheren

Zaun problemlos durchbrochen.
Damit sei die Sorgfalcspfllchtver-
letzung nicht kausal für den Scha
den und dem Tierhalter gelinge
der Entlastungsbeweis des «rechc-
mä.ssigen Altcrnativverhaltens».
Bemerkung: Der schuldlose

Motorradfahrer bleibt aufseinem

Schaden sirzen, der gemäss Pro
zessergebnis ebenfalls schuldlose
Tierhairer ist nicht ersatzpflichtig.
In Have 1/2020, S. 56-59, finden

sich lesenswerte Überlegungen,
wieso eine solche gesetzliche Ver
teilung «unkontrollierbarer llisi-
kenr», wozu nebst der Motorfähr-

zeugbetriebsgefahr auch Tiere zäh
len, nicht mehr zeitgemäss ist.

1.3 Arbeitgeberhaftung und
Fürsorgepflicht bei Burn-out
Im Urteil A-6750/2Ü18 beurteil

te das Bundesverwaltungsgericht
ein Staatshaftungsbegehren einer

ehemaligen Mitarbeiterin des
Staacssekretariats für .Migration
(Sem). Die angestellte Juristin har
te sich von 2009 bis 2011 drei

Jahre in Folge bei ihrer Arbeitge
berin über die zu hohe i^rbeitslast

beschwert, sie ertrage diese nicht
und sei deswegen in medizinischer
Behandlung. Die Arbeitsorgani
sation sei zudem ungenügend.
Die Arbeitgeberin traf zwar ver

schiedene, eher allgemeine orga
nisatorische Massnahmen, sie

unteriicss es laut Bundesverwal

tungsgericht aber, rechtzeitig ge
eignete Schuczmassnahmen zu
gunsten der Mitarbeiterin zu
treffen. In der Folge wurde die
Mitarbeiterin invalid und verlang
te vom Eidgenössischen Finanz-
depariement (EFD) Ersatz ihrer
Einkommenseinbusse sowie eine

Genugtuung. Das EFD wies das
Schadenersatzbegehren mangels
Verletzung der Fürsorgepflicht ab.
Das Bundesverwaltungsgericht in
dessen bestätigt eine arbeitsbezo-
gene Gefälirdungder Gesundheit.
Daher hätte dos Sem seine Für-

sorgcpflichtwahren und die Situ
ation arbeitsmedizinisch abklären

und Abhilfe schaffen müssen. Un

zureichende personelle Ressour
cen vermöchten eine übcrmässige
Belastung der Mitarbeiterin über
längere Zeit nicht zu rechtferti
gen. Das EFD muss nun prüfen,
ob die Vcclcrzung der Fürsorge-
pfilchr kausal war für die Invali
dität und den Erwerbsausfall.

Bemerkung: Das Urteil ist ein
Warnsignal ati Arbeitgeber: Wis
sen sie um Gcsundheirsprobleme
ihrer Mitarbeiter, so greift eine
weite Pflicht zum zeitnahen Ab

klären und angemessenen Han
deln, andernfalls drohen Schaden

ersatzansprüche aus Art. 328 OR.

1.4 Fussball: Kerne Haftung

trotz gelber Karte
Im Entscheid 6B_1060/2019 ging

' es um ein Foul anlässlich eines

. Fussbalispiels in der 4. Liga; Der
I Goalle hatte den gegnerischen
Stürmer mit gestrecktem Bein

I auf einer Höhe von 60 bis 90 cm

«abgewehrt". Das Schienbein des
I Stürmers brach. Der Goalie er
hielt dafür vom Schiedsrichter

I eine gelbe Karte, welcher im
Macchrepori einen «unglückli-

j chen Zusammenstoss» festhielt.
'  Der strafrechtliche Einzelrich

ter sprach den Goalie einer fähr-
!  lässigen Körperverletzung schul
dig und verpflichtete Ihn zu

I Schadenersatz. Das kantonale
Obergerichc und das Bundes-

I gericht sprachen den Goalie frei:
Die mit körperkontaktbetonten

I Mannschaftssportwettkämpfen
I einhergchenden normalen Fouls
gehören zum Grundrisiko des
Fusskillspiels. Nur ein nach den
Umständen als grob zu qualifizie-

i  rendes Fehlverhalten rechtfertige
es, die Grenzen des siillschwelgen-

' den Einverständnisses des Spielers
zum Verletzungsrisiko als über-

;  schritten zu betrachten und eine
strafrechtliche Sanktion auszu-

I  sprechen.
Dabei gilt es zu be.ichten, dass

i einzig die Schwere des Fouls und
nicht die daraus resultierenden

: Verletzungsfolgen ftir die Beurtei-
I  jung einer strafrechtlich relevan
ten Sorgfaltspflichcverlcaungem-

I  scheidend sein können. Es sei
nicht klar erstellt, dass der Goalie

dem Stürmer das getreckte Bein
ins Knie gerammt habe. Auch las
se sich nicht mehr genau eruieren,
an weicher Stelle das Bein des

Stürmers getroffen worden sei. Die
Aktion des Goalies habe gemäss
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Vorinstanz einzig dem Ball gegol
ten und sei weder absichtlich noch

aggressiv erfolgt. Ein gegen den
Stürmer gerichtetes, gcwolltes, un
faires oder gefahrliches Fehl-
verhalten sei nicht erstellt. Damit

sei dieser Sachverhalt anders zu

werten als derjenige geniäss BGE
]'15]V154(L3.).

1.5 Haftung des Seilparks
bei defekten Handschuhen

Im Urteil 6B_274/2019 ging es
um die strafrechtliche Klärung
eines Unfalls in einem Seilpark:
Der Anzeigcsicller prallte aufeiner
Seilrutsche (Tyrolienne) in einen
Baum. Er stellte Strafantrag gegen
den Geschäftsführer des Seilparks
und gegen unbekannt. Darin
machte er geltend, die vom Scil-
park verteilten Handschuhe seien
defekt gewesen, weshalb er nicht
genügend habe bremsen können.
Zudem habe der Bauin weder eine

Polsterung noch eine Bremsfeder
oder einen Pneu (als Dämpfer) ge
habt.

Die Staatsanwaltschaft verfug
te die Kichtanhandnahme, was

die kantonalen Gerichte schütz

ten. Er.st das Bundesgericht hob
den Entscheid auf. Dievorinstanz-

liche Betrachtung sei zirkulär,
wegen der Sichcrheitsrclevanz
der Handschuhe gegen ein Ver
schulden zu .schliessen, weil keine

verantwortliche Person eines

Seilparks bewusst defekte Hand
schuhe abgehen würde: Damit
könnte jede beschuldigte Person
entlastet werden. An derStrafbar-

keit ändere sich auch dann nichts,

wenn der An/.eigesteller selber
pfiichrwidrig keine unbeschädig
ten Handschuhe verlangt habe,
denn das Strafrecht kenne keine

Verschuldenskompensation. Zu
dem gälten Sicherungspflichicn
eines Seilparkhetreihers unabhän
gig vom Verhalten der Scilpark-
be.sucher. Es sei nicht Aufgabe der
Seilparkbesucher, die Anlage vor-
gäiigig aufSicherhcitsmängel und
unwägbare Gefahren hin zu über

prüfen. Eine ungenügende In
struktion des Anzeigestellers sei
möglich und es bestünden Ver
dachtsgründe für eine ptilchrwid-
rige Unterlassung (E. 2,6). Daher
sei eine Strafuntersuchung zu er
öffnen (E, 3).

1.6 Arzthaftung

1.6.1 Behandlung in
öffentlichem Spital

Gcmäss Emscheid 6B_907/2019

sind Arzthaftungsansprüche aus
Behandlung in einem öffentlichen
Spital im Kanton Solochurn
öffentlich-rechtlicher Natur und

damit keine Zivilansprüche, je
denfalls solange Ärzte in der Funk
tion eines öffentlich-rcchdichen

Angestellten einen Schaden ver
ursachen. Daher können solche

Arzthaftungsansprüche nicht
adhäsionsweise im Strafprozcss
geltend gemacht werden.

Entsprechend wirkt sich die
Nichianhandnalime einer Strafun

tersuchung auch nicht aufdie Be
urteilung von Zivilaiisprüchcn
aus. Deshalb ist eine PrivatkJäge-
rin nicht legitimiert, gegen die
Nichtanhandnahmeverfügung der
Staatsanwaltschaft Bescliwerde

ans Bundesgericht zu erheben
(E. 3). Dasselbe gilt für Arzt
haftungsansprüche aus einer
Behandlung im Spital Wallis
(Urteil 6B_60/2020). Analog
entschied das Bundesgericht in
6B_1358/2019. Anders wäre es

nur, wenn der Arzt den Patienten

privaiärztlich behandelt hätte, was
dieser aber belegen müsste (E. 2.).

1.6.2 Organisationsmangel

muss substanziiert werden

Im Urteil 4A_579/2(119 erlitt eine

Patientin nach der Behandlung
von Unierbaiichschmerzen wegen
Nierensteinen ein Multiorganver-
.sagen. Sie verlangte vom Spital
Schadenersatz und Genugtuung
und machte geltend, die N'otfall-
behandlung sei ungenügend ge
wesen: Sie sei weder durch fach

kundiges Personal betreut noch

rechtzeitig behandelt und in ein
anderes Spital zur Notoperation
verlegt worden.
Gemäss Bundesgeridu sind die

se kritisierten Mängel ungenügend
behauptet, weil darüber kein Be
weisverfahren diirchftihrbar ist.

Die Klägerin hätte det.aillicrt an
geben müssen, inwiefern die

medizinischen Massnalimen nicht

innerhalb des notwendigen Zeit-
fensicrs vorgenommen wurden re
spektive weshalb sie keine sorgfäl
tige und nach den Umständen
gebotene Behandlung gewesen sei
en. Die Nichtabnahme der bezüg
lichen Beweise verletzte damit

auch nicht den Reweisfiihrungs-
anspruch (E. 2.2.2),

1.6.3 Haftung auch für
Komplikation
Im Entscheid 4A_65/2019 ging
es um einen Patienten, der nach

einem Sturz auf die Hüfte die

Notfallstaiion aufsuchte. Zu

nächst svurde er ohne Röntgen mit
Schmerzmitteln nach Hause und

wieder zur Arbeit geschickt. Bei
Beschwerdepcrsistenz wurde am
nächsten Tag geröntgt und eine
Fraktur des Obersciienkeikno-

chens entdeckt. Fj folgten meh
rere Operationen. Der Patient er
litt als Komplikation einer
Operation eine Ners-envcrletzung
und war letztlich teilinvaiid. Er

klagte gegen die Notfallpraxis und
tlas Spital wegen ver.späceter Dia
gnoseeiner Nekrose eines Fcniur-
kopfcs (Hiifikopf).

Streitig war u.a. der hypotheti-
,sche Kausalverlaufohnc Behand-

lungsfehler. Das Gerichtsgutach
ten ergab, dass bei rechtzeitiger
Diagnose das Risiko einer Nekro
se zwar nicht ausgeschlossen, aber
minimiert gewesen wäre. Gemäss
Bundesgericht ist damit übenvic-
gcnd wahrscheinlich, dass bei
rechtzeitiger Diagnose die Nekro
se und damit der Schaden nicht

eingetreten wären (E. 4,3). Ohne
Nekrose wäre auch keine Hüft-

proche.senoperatinn nötig gewe-
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scn. Und ohne Hüfcprochesonope-
ration häcre es keine Komplikaci-
on gegeben. Die eingetretene
seltene Komplikation bei der
Hüftproihesenoperation sei nicht
völlig ausserhalb dessen, womit
gerechnet werden muss, und da
mit noch adäquate Folge des Be
handlungsfehlers (E. 5-2).

1.7 Unfall: Keine Haftung

aus Pauschalreisegesetz

Im publizierten Bundesgerichts
urteil -1A_396/2018 ging es um
Schadenersatz für einen Verkehrs

unfall in Indien: Ein Ehepaar hat
te bei einem Genfer Reiseveran

stalter eine Pauschaltcise für

29 Tage in Indien gebucht. Wäh
rend einer vom Veranstalter orga
nisierten Taxifahrt kam es zur

Frontalkollision mit einem ent

gegenfahrenden Lastwagen. Die
Ehefrau verstarb an den Unfall-

Verletzungen. Der Ehemann wur
de erwerbsunfähig- Vor Gericht
machte er Gcnugtiiungsansprü-

ehe gegenüber dem Reiseveran
stalter geltend.
Die Haftung des Reiseveranstal

ters regelt das Rundesgesetz über
Pauschalreisen (PauRG). Die

Rechtsnatur dic.ser Haftung, wel
che sich an das europäische Recht
anlehnt, ist in der Lehre umstrit

ten (E. 5.5). Unbestritten ist, dass

das Verhalten des Dienstleistungs-
trägers im Einklang mit Art. 101
OR dem Veranstalter insoweit zu

gerechnet wird, als dieses in einem
funktionellen Kausalzusammen

hang mit der Erfüllung des Ver
trags steht {E. 5.5 und 5-8.1).
Das Bundesgerichi beurteilt die

Haftung des Reiseveranstalters als
einfache Kausalhafcung, welche
die Verletzung einer Sorgfalcs-
pflicht vermutet (E. 5.6). Die Haf
tung ist dann zu bejahen, wenn die
Exkuipation nach Art. 15 PauRG
nicht gelinge und zusätzlich das
Verhalten eine Nichterfüllung
oder Schlechtcrfüllung der ge
genüber dem Reisenden einge
gangenen Verpflichtung darstellt

(E. 5.8.1). Der Vertrag über die
Veranstaltung einer Reise enthält
Elemente des Kaufs, Werkvertrags
und Auftrags (E. 5.8,2), wobei die
hier zu beurteilende Streitigkeit
die Pcivatbeförderung von Perso
nen beschlägt. Dieser Vertragsteil
untersteht dem Auftragsrecht
(E, 5.8.2), Das Bundesgericht
lehnt die Haftung des Reisever
anstalters ab (E, 5.8,3 und 5.9 f.):

Der Kläger habe nicht bewiesen,
dass der Reiseveranstalter den Auf

trag unsorgfältig ausgeführt oder
den Vertrag anderweitig verletzt
habe.

2. Schadennachweis

2.1 Pflege- und
Betreuungsschaden

Im Urteil 4A_6/2019 ging es um

den Nachweis des künftigen Pfle
ge- und Betreuungsschadens. Die
Beifahrerin eines Autos erlitt bei

einem Seibstunfal! des Lenkers

eine Querschnittiähmung. Sie
klagte gegen die Hallerhaftpflicht
versicherung auf Ersatz des künf
tigen Pflege- und Betreuungsscha
dens. Das Handelsgericht Zürich
verpflichtete die Beklagte zu des
sen Ersatz, wobei es künftig von
einer Zunahme des Aufwands aus

ging; Bei Querschnitigelähmten
seien Komplikarioncn und Spät
folgen häufig. Im Sinne einer
Schadensschätzung sei hier ab Al
ter 50 vom Eintritt eines iMobili-

tätsschadens auszugehen, was zwei
Stunden Dritihilfe täglich verur
sache. Ab Alter 60 sei von einer

Verschlechterung mit vier Stun

den Drittlülfe täglich auszugehen,
ab Alter 70 von einer vollen Pfie-

gebcdürftigkeit (E. 4.1). Die Be
klagte gelangte vor Buiidesgericht
und machte geltend, die Voraus-
scrzungen für eine diesbezügliche
Schadensschätzung seien nicht er
füllt.

Die Vorinstanz hatte geurteiit,
es gäbe zwar keine zuverlässigen
Anhaltspunkte zum Zusammen

hang zwischen Lebensalter und
Zunahme des Pflege- und Becreu-
ungsaufwands bei Wirbelsäulen
verletzungen. Die medizinischen
und pflcgcrischcn Gerichtsgut
achten seien diesbezüglich spe
kulativ. Allerdings seien diverse
einzelne Spätfalgerlsikcn wahr
scheinlich, die sich kombiniert zu

einer überwiegenden Wahrschein
lichkeit kumulierten. Daher sei

für die Zukunft ein zunehmender

Aufwand gemäs.s Art, 42 Abs, 2
OR zu schätzen (E. 4.1).

Dieses Vorgehen kritisierte das
Bundesgericht: Die Substanziie-
rungsoblicgenhcit gilt auch für
den Schadenumfang. Im Rahmen
von Art. 42 Abs. 2 OR muss die

Geschädigte alle nötigen Angaben
für die Schadensschätzung liefern
(E. 4,3). Fehlen sowohl allge
meine Erfahtungswcrte wie auch
individuelle Parameter zum

künftigen Verlauf der Quer
schnitt-Spätfolgen für Pflege und
Betreuung, so kann der Schaden
nicht geschätzt werden (E. 4,4).
Wenn weder der Zeitpunkt des
Eintritts eines möglichen Scha
dens noch dessen Ausmass be

stimmbar sind, fehlen die Grund

lagen. um einen konkreten
Schaden abzuschätzen. Für Scha

denersatz genügt das Risiko nicht,
dass ein Schaden zu einem Unge
wissen Zeitpunkt in einer unbe
stimmten Höhe entstehen kann,

selbst wenn der Risikoeintritt noch

so wahrscheinlich ist. Vielmehr

bedarfes für eine Schätzung nach
Art. 42 Abs. 2 OR konkreter

Anhaltspunkte dafür, dass ein
konkreter Schaden zu einem be

stimmten Zeitpunkt in einem be
stimmten Ausmass eintreten wird

(E. 4.5). Ein künftiger Pflegescha
den ist daher hier nicht nachge
wiesen (E, 4.6).

Sodann Ist daran festzuhalten,

dass beim Erwerbsaustälischaden

eine individuelle Reallohnsteige
rung zu berücksichtigen ist, so
weit sie hinreichend wahrschein

lich ist, dass jedoch im Unterschied
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zum Haushaltsdiaden nicht von

einer generellen Lohnsteigerung
auszugehen ist (E. 5.2.2 f.). Grün
de für eine aligemeine Anpassung
der Rechtsprechung in Richtung
höherer Genugtuungsbeträge fehl
ten (E. 6.2 f.).
Bemerkung: Das Urteil ist

nachvollziehbar, soweit es bei gar
nicht bekannten Parametern eine

Schätzung ablehnt. Wenn es aber [
für eine Schäaung konkrete An
haltspunkte dafür verlangt, dass i
{mit überwiegender Wahrschein- '
lichkeii) ein konkreter Schaden

zu einem bestimmten Zeitpunkt |
in einem bestimmten Ausmass

eintreten wird, so schiünkt es das

richterliche Ermes.sen von Art. 42 ,
Abs. 2 OR erheblich ein. Die Kon

sequenz des Urteils für die Scha
denregulierungspraxis wird sein,
dass bei Befürchtung erheblicher ,
Spätfolgen Schadenfälle über meh
rere Jahrzehnte nicht regulierbar
sind — oder nur mit massiven ,

Abstrichen. Das ist für alle Betei

ligten und den Rechrsfricden pro- j
biemati.sch. Zudem greift die Be-
weisiasircgel von Art. 8 ZGB erst,
wenn der Schaden weder strikt be- |
wiesen (Art. 42 Abs. 1 OR) noch
richterlich schätzbar ist (Art. 42
Abs. 2 OR). Es erscheint daher ;
problematisch, eine Schätzung mit
Verweis auf die Beweislast abzu

lehnen.

Sodann widerspricht das Urteil
anderen aktuellen Bundesgerichts-
urceileii; In 2C_1098/2018 erwog
das Bundesgericht, für den Beginn :
der relativen Verjährungsfrist von
Art. 60 OR müsse der Geschädig
te nicht wissen, wie hoch der Scha

den ziffcrninässig sei, könne er
doch auf Ersatz künftigen Scha
dens klagen, selbst wenn dessen
Umfang noch nicht sicher festste
he, weil künftige Ereignisse ihn
noch verändern könnten; denn !

diesfalls könne das Gericht den

Schaden i.S.v. An. 42 Ab.s. 2 OR ■

schätzen. Und in BGE145 Iii 225

erwog das Bundesgericht, da.ss bei
zukünftig ungevvisscr Weiterent

wicklung des Schadens die Streit
sache auf der Basis einer Progno
se der zukünftigen Entwicklung
nach der allgemeinen Lebenser
fahrung endgültig erledigt werde
(S. 235).

2.2 Entscheidend Ist Natur

des Qesundheitsschadens

Im Urteil 4A_567/2019 ging es
um eine Autofährerin, die bei zwei

AufTahrkollisioncn verlern wor

den war. Sie klagte gegen die für
beide Unfälle zuständige Haft
pflichtversicherung aufSchaden
ersatz und Genugtuung und ob
siegte kantonal im Umfang von
650000 Franken.

Die Haftpflichiversicherujig
rügte vor Bundesgerichi eine Ver
letzung der Vcrhandlungsmaxime,
was dicse.s verneint; Es sei nicht

massgebend, ob die Klägerin ihre
gesundheitlichen Beeinträchti
gungen als "Distorsionen der
Halswirbelsäule» bezeichnet habe

oder nicht. Entscheidend sei viel

mehr die Beschreibung respekti
ve Umschreibung der gesundheit
lichen Beeinträchtigungen und
Beschwerden hzw, der geistigen
.sowie körperlichen Symptome
und Einschränkungen. Die Klä
gerin habe crstinstanzlich die un
fallbedingten Beschwerden be
schrieben. Eine ausdrückliche

Behauptung von "Distorsionen
der Halswirbelsäule» sei nicht er

forderlich gewesen. Die Verhand-
lungsmaxinie sei nicht nur des-
h;ilb verletzt, weil eine im Rahmen

der Bewei.swürdigung berücksich
tigte Einzeltatsachc nicht explizit
behauptet worden sei.
Die Frage, ob das Gericht aus

den Akten ersichtliche Tatsachen

trotz fehlender Behauptungen be
rücksichtigen dürfe, würde sich
nur stellen, wenn die fCIägerin
die für die Siibsumtion unter die

Bestimmungen des materiellen
Rechts massgcbenden Umstände,
die das Gericht durch die Beweis

mittel als erwiesen angesehen
habe, nicht In einer den Gewohn

heiten des Lehens entsprechenden
Weise in ihren wesentlichen Zü

gen oder Umrissen behauptet und
nach Massgabe der Bestreitung
substanziicn hätte, oder wenn

sich die Prozesspartelen für die
massgcbenden Umstände nicht
rechtsgenüglich auf die von der
Vorinsianz herangezogenen Be
weismittel berufen härten, was die

Beklagte hier nicht dartue (E.4.).
Auch sei das Recht auf Beweis

durch Nichtcrsrellung eines bio
mechanischen Gutachtens nicht

verletzt, denn die Beklagte habe -
trotz Antrag auf ein solches Gut
achten - selber eingeräumt, dass
HWS-Distorsionen auch ohne

biomechanische Erklärbarkeit vor

liegen können (E. 5).

2.3 Verjährung

2.3.1 Elnfluss EGMR-Urteil

auf hängige Asbestfälle

Zwei Fälle werden amtlich publi
ziert: Mehrere Verfahren waren

wegen des EGMR-Entscheids
52067/10 vom 11. März 2014

und der darauffolgenden Geset
zesrevision sisticrt. Per 1. Januar

2020 trat das neue Verjährungs-
reclu in Kraft. Deshalb hat das

Bundesgericht die Verfahren wie
der aufgenommen: Im Urteil
4A_554/2013 war eine Schaden

ersatzklage 37 Jahre nach der Ex
position eingereicht worden. Da
her entschied das Bundesgericht,
dass die Genugtuungsansprüche
der Erben eines Asbestopfers ver
jährt sind. Die Verjährung ist im
Schweizer Recht ein materiell-

rechtliches In.stitut, kein prozess
rechtliches. Art. 6 Ziff. 1 EMRK

stelle zwar das Recht zur gericht
lichen Durchsetzung zivilrechtli
cher Ansprüche sicher, begründe
aber keine materiellen Ansprüche
(E. 8,1.2). Das EGMR-Urteil

schliessc absolute Verjährungsfris
ten nicht aus (F.. 8.2.2).

Im Entscheid 4A_299/2013

hatten Hinterbliebene gegen eine
Arbeitgeberin gckl;^. Der 2004
Verstorbene war bis 1988 Asbest
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ausgesetzt gewesen. Die Klage-
einrciciiung erfolgte 2010. Das
Biindesgcricht erwog, dxss bei wic-
derliolteni oder dauerhaftem schä

digendem Verhalten die VerjäJi-
rung erst dann zu laufen beginne,
wenn dieses Verhalten atifhöre

(E. 6.1.2). Erst mit dem Ende der

Asbestexposition sei die Schädi
gung abgeschlossen (E. 6.! .'S). Das
Bundesgericht weist den Eall da
her an die Vorinstanz zurück zur

Prüfung, ob und wenn ja bis \s^nn
die Arbeitgeberin Schutzpflichten
verletzt habe {E. 6.1.5).

2.3.2 Verjährungseinrede bei
Regulienjngsbereitschaft

Im Urteil 2C_1098/2018 wurde

eine Staatshaftung einer Einwoh
nergemeinde gestützt aufdas kan
tonale Walliser Staatsbaftungsge-
setz beurteilt. Ein Grundstück von

Privatpersonen war im Jahr 2011
durch Unwetter uberschwemmt

und mit Kies, Geröll und

Schwemmholz überdeckt worden.

Die Einwohnergemeindc führte
mit Hilfe der Armee Aufrätimar-

bciten durch. Acht Mon.ite spä

ter beanstandeten die Eigentümer
mit Brief an die Gemeinde, das

Trassee vor ihrer Hütte liege
80 cm tiefer als die Strasse, weil

zu viel Material abgeführt worden
sei. Nach einem Augenschein hielt
die Gemeinde fest, sie würde

daraufhinwirken, dass das Mili-

tärTerrainarbeiten vor der Hütte

ausfuhren werde. Dazu kam es al

lerdings nie. Im Jahr 2015 klag
ten die Grundstiickeigeinümcr
gegen die Gemeinde. Die kanto
nalen Gerichte wiesen die Klage
gestürzt auf die Vcrjährungsrein-
rcde ab.

Das Bundesgericbt erachtet die
Verjährungseinrcde als unzuläs
sig: Zwar laufe die einjährige Frist
analog Art. 60 OR ab Kenntnis
des Schädigers und der wesentli
chen Schadenselemente. Der Ge

schädigte müsse für den Frist
beginn nicht wissen, wie hoch der
Schaden beziffere werden könne.

da der ziffcrnmässig nicht nach-
weLsbare Schaden gcmäss Art. '12

Abs. 2 OR geschätzt werden kön
ne (E. 2.3). Daher sei der An

spruch eigentlich verjährt (E. 2A).
Allerdings sei sich die Gemeinde
ihrer Verantvvortung bcwusst ge
wesen: Sie habeeinen Augenschein
durchgeführt und schriftlich be
stätigt, sie werde aufdie Schadens-
beseiiigtmg durch das Militär hin
wirken. Damit habe sie bei den

Klägern den Vertrauensiatbestand
geschaffen, dass diese annehmen
durften, sie müsscen ihre Forde

rung nicht innert der einjährigen
Frist geltend machen: Dies kom
me einer Schuldanerkennung i.S.v.
Art. 137 Abs. 2 ORsehr nahe resp.
sei dieser gleichzusetzen (vgl.
E. 2.6.3).

2.4 Haushaltschaden

2.4.1 Normative und

tatsächliche Bemessung

Im Entscheid 4A_430/2019 he-

urteilce das Butidesgericht die Kla
ge einer Autofahrerin gegen eine
Motorfahrzeughaftpflichrversichc-
rung. Die Klägerin war nach
einem früheren Unfall (2002) zu

20 Prozent in der Arbeitsfähigkeit
eingeschränkt. Im Jahr 2005 kol
lidierte sie als Aiitolenkerin mit

einem Traktor. Gestützt aufdiesen

(zweiten) Unfall klagte sie gegen
dessen MotorfohrzeughaftpfJicht-
versicherung auf Schadenersatz
und Genugtuung. Ein medizini
sches Gutachten ergab, dass der
frühere und der eingeklagte Un
fall je zu 50 Prozent für die 30 Pro
zent Haushalts-Arbeiisunfähigkeit
verantwortlich sind.

Das Kantonsgericht hiess die
Klage grösstenteils gut. das Ober
gericht reduzierte die Schaden-
ersaapflicht. Die Motorfahrzeug-
haftpHichtversicherung zog vor
Bundcsgericht, welches die Be
schwerde abwies; Der erste Unfall

hätte sich auch ohne zweiten Un-

fäll ausgewirkt. Daher sei die da
raus stammende konstitutionelle

I Ptädisposirion bei der Schadens

berechnung (Art. 42 OR) zu be
rücksichtigen, und nicht bei der
Schadenersatzbemessung (Art. 44
OR). Zwar sei die Klägerin vor
dem zweiten Unfall nur 80 Pro

zent erwerbstätig gewesen. Sie
habe für diesen Vorziistand aber

keine IV-Remebezogen. Entspre
chend sei auch eine solche Benifs-

sliiiation (Teilerwerbspensum von
50 bis 89 Prozent ohne Bezug
einer IV-Rente, aber mit Vorzu-

srand) in den Sake-Tabellen ab

gebildet.
Wenn die Vorinstanz vom sta

tistisch berechneten Wert der

Haushaltsleistung wegen des Vor-
zu.stands 15 Prozent abgezogen
und 15 Prozent als Folge des zsvei-
ten Unfalls berücksichtigt habe,
so habe sie den ersten Unfall zu

treffend bei der Schadensberech

nung berücksichtigt. Für den ers
ten Unfall sei daher im Rahmen

der Schadenersatzbemessung kein
zweiter Abzug zulässig, ansonsten
dieser doppelt berücksichtigt
würde (E. 2.4). Zwar bccreibcdie
(alleinstehende) Klägerin selb
ständig eine Bar und habe (imTcil-
zeitpensum von 80 Prozent) eine
hohe Arbeitsbelastung (bis zu
70 Stunden pro Woche). Daraus
könne aber noch nicht geschlos
sen werden, die Klägerin wende
weniger Zeil im Haushalt auf als
eine Person mit einem «norma-

len"Teilzeitpensum. Mildem Ab
stellen auf die Statistik wird ein

"Soll" und nicht ein »Ist" abgegol
ten. Es wäre methodisch fälsch,

die Werte über die statistisch cr-

fassten Eckdaten hinaus anzu

passen. Daher dürfe bei einer
normariven Bemessung des Haus
haltschadens weder ein über-

grosscr Wohnungsgrundriss oder
viele Haustiere erhöhend berück

sichtigt werden, noch eine über
durchschnittlich zeitaufwendige
Envctbstätigkcit reduzierend wir
ken. Andernfalls würde die nor

mative mit der tatsächlichen Be

messung des Haushalcschadcns
vermengt (E. 2.5).
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2.4.2 Substanzilerung und

Schadenminderungspflicht
im Urceil 4A_48l/2019 ging es
um einen AufFaJuunfail, den die

Klägerin 1997 erliiien halte. Im
Jahr 2003 verklagte sie Lenker,
Halterin und Motorfahrzeiighaft-
pflichcs'ersichcrung auf Schaden-

I ersatz und Genugtuung. Das
crstinstanzliche Gericht holte ein

I biomechanisches und medizini
sches Gutachten ein und bestätig
te mit Zwischenentscheid im Jalir

2009 die Widerrechtlichkeit und

Kausalität fiir den Schadenersatz-

' und Genugtuungsanspruch in
noch zu bestimmender Höhe. Der

' Zwischenentscheid blieb unange
fochten. Daraufhin holte das Be

zirksgericht ein medizinisches
Gutachten zum Ausmass der Ein

schränkung in Beruf und Haus
halt ein. Die Beklagte verlangte

, die Sistierung bis zur Festlegung
' der UV-Leistungen und die Edi-
I  lion eines IV-Gutachiens. Das Be
zirksgericht hiess die Klage teil
weise gut. Alle Parteien erhüben
Berufung. Das Obergcricht edier
te das 1V-Guiachten und wies die

Klage im Jahr 2015 ab.
Die Klägerin gelangte ans Bun

desgericht, welches den Entscheid
aufhob: Das Abstellen auf das

iV-Gutachten widerspreche dem
Zwischenent.scheid aus dem Jahr

2009, der mit seiner llcchtskraft

innerprozessual verbindlich ge
worden sei. Diese Verbindlichkeit

gelte aber nur für den Zeitraum,
den das crstinstanzliche medizi

nische Gutachten damals beur

teilt habe. Nach der Rücksveisung
holte das Obergeriche iin Jahr
2017 ein weiteres medizinisches

Gutaclucn ein. Dieses ergab eine ■
Verlangsamung im Haushalt von
40 Prozent(E. 4.5.1). Gleichwohl i

wies das Obergericht die Klage ab.

Dagegen gelangte die Klägerin mit
unentgeltlicher Rechtspflege ans
Bundesgericht. Dieses wei.st die
Beschwerde ab: Gemiiss Vorin

stanz sei die Klägerin auch im
Haushalt zur Schadenminderung '

verpflichtet. Dies gelte auch für
mit ihr wohnende Angehörige. |
Die Familie müsse den Haushalt

neu so organisieren, dass gesunde |
Mitglieder im Umfang, in dem
sie vor dem Unfall Hausarbeiten

erledigten, die Arbeiten der ge
schädigten Person übernehmen,
welche diese nicht mehr erbrin

gen könne, und diese dafür kom-
pcnsatorisch leichtere, ihr mögli- |
ehe Arbeiten übernehme. Der

Einschränkungsgrad sei final, d.h. |
nach Walirung der zumutbaren '
Schadenminderungzubcurteilcn j
(E. 4.2.2 i.V.m.E. 4.5.4). '

Ein Zwcipcrsonenhaushalt einer
Mutter mit ihrer erwachsenen

Tochter sei in der Schweizerischen

Arbcicskräfteerhebung (Sake) i
nicht abgebildet, weshalb die Sta
tistik nicht dazu tauge, den Stun- i
denaufw'and dafür abstrakt zu be

rechnen, Deshalb hätte die ;
Klägerinden konkreten Aufwand
ihres (zwischenzeitlich durch '
Scheidung und Wegzug ins Aus
land mehriäch veränderten) Haus

halts behaupten und allenfalls ein
individuelles Gutachten beantra

gen müssen (E. 4.4). Die Ein- '
schränkung im Hau.shalt sei so
konkret wie möglich zu bcmes- i
sen. Auch wenn dazu keine syste
matische Liste nötig sei, welche !
Arbeiten die geschädigte Person
im Hau.shalt ausübe und bei wel

cher Tätigkeit die Einschränkung
wie hoch sei, so hätte die Kläge
rin gleichwohl substanziierte Be
hauptungen zu ihrem Haushalt
und der ihr darin zufallenden Auf

gaben machen müssen (E. 4.5.3).

Zu den Prozesskosten erwog das '
Bundesgcricht, dass die Vorinstanz
nicht nur ein Erme.ssen bei der '
Verlegung im Rahmen von
Art. 107 ZPO habe, .sondern auch

dabei, ob sie überhaupt von den
allgemeinen Verteilungsgrundsät- |
zen nach Art. 106 ZPO abweiche

(E. 6). Nach ganzen 17 Seiten Be
gründung- mit Verweis auf neue
Literatur und Rechtsprechung be
züglich Schadenminderimg im

Haushalt (E. 4,1.3 und 4.5.4) -
erachtet das Bundesgericht die
Beschwerde als "Zum vornherein

aussichtslos» und verneint einen

Anspruch auf unentgeltliche
Rechtspflege (E, 7).
Bemerkung: So findet der Haft-

pflichtprozess nacli 17 Jahren den
Abschluss. Die strenge Schaden
minderungspflicht der geschädig
ten Person, sich im Haushalt

durch Familienangehörige entlas
ten zu lassen, galt bi.slang im Haft-
pflichcrecht nicht, dies im
Gegensatz zum Opferhilfe- und
IV-Rccht. Letzteres wird damit

begründet, dass bei Inanspruch
nahme der Allgemeinheil ein ver
mehrter Einsatz von Familienan

gehörigen erwartet werden könne.
Nun soll offenbar auch im Haft

pflichtrecht der Schädiger auf Kos
ten der Angehörigen des Opfers
entlastet werden. Das wirft bishe

rige Grundsätze über den Haufen.

3. Prozessuales

3.1 Substanzilerungsfast bei

«Expertenwissen»

Im Urteil 4A_412/2019 ging es
um einen Bauhafcpflichtprozess.
Die Ausfuhrungen zurSubstanzi-
ierungslast sind auch für den Per
sonenschadenbereich lesenswert:

Eine Bauherrin klagte gegen eine
Plancrin und Architektin auf

Schadenersatz für Baumängel.
Zum Nachweis des Baumangeh,
der Kausalität und des Schadens

hatte die Bauherrin zw.-el Privat

gutachten eingebracht, die Befra
gung der Privacgiuachter als sach
verständige Zeugen sowie eine
Expertise beantragt. Das Handels-
gerieht wies die Klage mangels
Nachweis des Kausalzusammen

hangs zwi.schcn .Mängeln und
Schadcnbchebungskoscen sowie
wegen ungenügend substanziier-
tcn Schadenspositionen ab, Das
Bundesgericht heisst die Be
schwerde gut und weist den Fall
ans Handelsgericht zurück: Bei
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der Festlegung der Subscanziie-
rungsanfordcrungen ist /.wingeiid
die dienende Funktion des Zivil

prozessrechts zu beachten.
Das Verfahrensrecht ist darauf

ausgerichtet, dem materiellen
Recht zum Durchbruch zu ver

helfen. Es dürfen keine tVnforde-

rungen an die Substanziierung ge
stellt wetden, die zur Erreichung
dieses Zweckes nicht erforderlich

sind. Angesichts seiner dienenden
Funktion darf das Prozessrecht

niciit zu einem Selbstzweck wer

den. Die Substanziierungsanfbr-
dcrungcn dürfen namentlich nicht
zu einer (faktischen) übermässi-

gen Einschränkung der Durchset- ,
zungeincs materiellen Anspruches
führen (E. 4.1). Die Einholung i
eines Gutachtens ist dort ange
bracht, wo zur Beurteilung einer
streitigen und entscheidrelevan
ten Tatsachenbchaupcung Fach
wissen erforderlich ist (E. 4.2.2,1),
Das Handelsgericht habe diese

Grundsätze teilweise missachtec i

(E. 4.3): Zwar sei dem Handels
gericht darin beizupflichten, dass ^
sich den klägcri.schen Rechisschril-
ten weder eine ausführliche na

turwissenschaftliche Erklärung der
Kausalität zwischen Mängeln und
Schäden noch eine klare Zuord

nung der verschiedenen Schaden
posten zu den einzelnen Mängeln
entnehmen lasse. Entgegen ihrer
Ansicht konnte dies jedoch realis
tischerweise nicht verlangt wer
den (E. 7.4.2). Zwar verlange die
Substanziieningslast, dass die Klä
gerin dem Gericht sämtliche Tat
sachen unterbreite, die Tat

bestandsmerkmale bilden. Die

Vorinstanz verkenne jedoch, dass
die Klägerin nicht notsvendiger-
wcise über das erforderliche Fach

wissen verfüge, um die Auswir
kungen der einzelnen Mängel in
technischer Hinsicht zu eruieren. '

Es könne von der Klägerin ver-
nünlcigerweise nicht verlangt wer
den, dass sie vor der Durchfuh

rung eines Beweisverfahrens die
entscheidrelevancen technischen

Aspekte bis ins letzte Detail dar
lege, würde dies doch die gericht
liche Durchsetzung der Ansprü
che faktisch verunmöglichen.

Dass einer der beiden beaui trag-
tcn l'rivatgutachtcr zwar die Kau
salität bejaht habe, ohne jedoch
genauere Ausführungen zu die
sem Punkt zu machen, könne

nicht zur Abweisung der Klage
führen. Dass der Experte den
Kausalzusammenhang bejahte,
müsse vielmehr als Behauptung
genügen, auch wenn dieser die
technischen Modalitäten des Kau

salzusammenhangs nicht detail
liert darlegte. Indem die Klägerin
mit Hinweis auf zwei Privat

gutachten und unter Angabc von
verschiedenen Beweisofferccn aus

führe, dass verschiedene Bauele

mente, welche dem Schutz vor

Feuchtigkeit dienen, entgegen den
Regeln der Baukunde nicht vor
handen oder mangelhaft seien, was ,
Feuchtigkeitsschäden verursacht
habe, sei sie ihrer Behauptungs- l
und Substanziierungslast hin- ^
sichtlich der Voraussetzung des
Kausalzusammenhanges nachge
kommen (E. 7.4.2.1).
Auch an die Haltungsvoraus-

setzung des Schadens stellte die
Vorinstanz überhöhte Substanzi-

ierungsanfbrderungen. Es sei nicht
praktikabel zu verlangen, dass die
Klägerin verschiedene Schadcii-
posten einzelnen Mängeln zuord
ne. Komme das Gericht zum

Schluss, dass nur einzelne der ge
rügten Mängel bestehen, habe es
grundsätzlich nach seinem Ermes
sen gestützt aufdie abgenomme
nen Beweise den Anteil der bejah
ten Mängel am geltend gemachten
gesamten Schaden festzusetzen.
Vom Kläger zu verlangen, dass er
sich mit sämtlichen entsprechen
den hypothetischen Konstellatio
nen in Antizipation dergerichtli- '
chen Beurteilungauseinandersetzt,
sei nicht zumutbar (E. 7.4.2.2), '
Bemerkung; Für geschädigte

Personen wünschenswert wäre,

wenn eine derart pragmatische

Handhabung der Substanziie-
rungsanforderungen auch im
Personenschadenbereich Schule

machen würde (vgl. z.B. vorne
ZilF. 1.6.2). Schliesslich soll for

melles Recht der Durchsetzung
des materiellen Rechts dienen,
nicht diese verunmö?lichen.

4. Regress

4.1 Arbeitgeberprivileg

schützt Kausalhaftpflichtige
Im Urteil 4A_3'.)7/20]9 ging es
um einen Arbcicsuiifall: Die Ar

beitgeberin war auch Mieterin
eines Gebäudes. Zwei ihrer Mit

arbeiter entfernten für die Reini

gungein Metallgicter und legten
so nicht tragfähige Styroporplat-
ten frei. Ein weiterer Mitarbeiter

lief über die Styroporplatren,
stürzte ein und verletzte sich

schwer. Die Sozialversicherungen
richteten eine ganze Rente aus und
klagten im Regress gegen den
Eigentümer der Liegen.schaft aus
Werkcigentumsmangcl.
Alle Instanzen wiesen die Kla

ge ab: Die Arbeitgeberin profitiert
bei einem Arbeitsunfall gegenüber
der rcgressicrcnden Sozialversiche
rung vom Regressprivileg: Sie ist
nur bei Vorsatz oder Grobfiihrläs-

sigkeit belangbar (Art. 75 Abs. 2
ATSG). Auch Werkeigencümer
haben kein Rückgriffsrecht gegen
den privilegierten Arbeitgeber,
wenn dieser wie hier nicht min

destens grobfahrlässig gehandelt
hat. Deshalb ist der Umfang des
Rückgriffsanspruchs der Sozial-
versiclierunggegcn den haftpflich
tigen Dritten nach Art. 44 OR
Laut Art. 51 OR um denjenigen
Anteil zu reduzieren, den die Ar

beitgeberin bei fehlender Privile-
gierungübernehmen müsstc. Hier

hätte die Arbeitgeberin ohne Pri-
vilegierung den gesamten Scha
den zu tragen. Daher ist auch der
Regressanspruch null (E. 3).
Bemerkung: Damit bestätigt

das Bundesgericht trotz Kritik
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in der Lehre explizic die Praxis
gemSss BGF. 143 III 79 und ver-

liinderi zulasien der Sozialversl-

clierung, dass der Werkeigentü
mer für das Regressprivileg der
Arbeitgeberin büssi.

4.2 Haftungsverteilung bei

Hellkopterunfall
In den beiden Bimde.sgerichts-
entscbeiden 4A_529/20i9 und

4A_531 /2019 ging es darum, die
Haftung zwischen einer Helikop-
lerfirm.a, einer Bauiincernehmung
und einem verunfallten Bau

arbeiter zu verteilen. Der temporär
angestellte Rauarbeiier war mit

Aufräumarbeiien nach einem Erd

rutsch beschäftigt. Die Helikop
terfirma transportierte Bündel von
Baumstämmen an einem langen
Seil. Ein Holzstamm löste sich

und verletzte den Bauarbeiter

schwer am Kopf. Der Tem-
porärangestellte trug keinen
Helm. Seitens IV und Suva wur

de er voll berentei.

Das Bundesgericht bejahte eine
Haftung der Arbeicgeberin wegen
einer Verletzung der Infor-
mations-, Präveniions-, Übcr-

wachungs- und Schutzpflichten.
Als Baufirma müsse sie die In-

legrit.Ht ihrer AngesicIIicn schüt
zen und sie hätte durchsetzen

müssen, dass die Mitarbeiter

während der gefahrenträchtigen
Helikopteriransporce den Helm
tragen. Das Helikopterunterneh-
men hafte n.ach Art. 64 Luftfaim-

gesetz sowie aus Vcrschtilden, weil
ihre Angestellten die Lufttrans
porte ohne Befolgung der Helm-
tragungspflicht unternahmen.

Die Verfehlungen der Arbeit
geberin und der Helikopterfirma
seien natürlich und adäquat un
fallkausal.

Der iMi tatbeiter habe aber ebeti-

falls zum Unfall beigetragen, weil
er keinen Helm trug und den Blick
während des Helikoptermanövers
nicht auf die Lidung richtete, was
aber die Adäqitanz nicht unter
breche, die Haftung aber um
70 bis 75 IVozeiu reduziere. Die

Bau- und Helikopterfirma haften
unecht solidarisch i.S.v. Art. 51
Abs. 2 OR. Im Vordergrund ste
he d.as Verschulden der .Mitarbei

ter der Heükopterfirma. Daher sei
die Kaskade von Art. 51 Abs. 2

OR nicht strikt anzuwenden, son

dern die beiden Haftpflichtigen
im Innenverhältnis zu je 50 Pro
zent haftbar (E. 3-6).
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